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der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Vertrag vom 16. Dezember 1992 zwischen der Bundesrepubiik Deutschland 
und der Russischen Föderation 

über die Zusammenarbeit und die gegenseitige Unterstützung der Zollverwaltungen 


A. Zielsetzung 

Der Vertrag soll die Rechtsgrundlage für die im Interesse beider Staa- 
ten erforderliche Zusammenarbeit und gegenseitige Unterstützung der 
Zollverwaltungen schaffen. 

B. Lösung 

Der Vertrag sieht die Zusammenarbeit der beiden Zollven/valtungen 
insbesondere zur Verhinderung, Ermittlung und Verfolgung von Zuwi- 
derhandlungen gegen die Zollvorschriften der beiden Staaten vor. 
Gemäß Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes bedarf es eines 
Vertragsgesetzes als Voraussetzung für die Ratifikation. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 


Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (43) - 653 04 - Zo 191/94 Bonn, den 25. Februar 1994 


An die Präsidentin 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 16. Dezember 1992 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Russischen Föderation über die Zusam- 
menarbeit und die gegenseitige Unterstützung der Zollverwaltungen mit 
Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend Ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 666. Sitzung am 25. Februar 1 994 gemäß Arti- 
kel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 


Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Vertrag vom 16. Dezember 1992 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Russischen Föderation 
über die Zusammenarbeit und 
die gegenseitige Unterstützung der Zollverwaltungen 


Vom 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Moskau am 16. Dezember 1992 Unterzeichneten Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Russischen Föderation über die Zusam- 
menarbeit und die gegenseitige Unterstützung der Zollverwaltungen wird zuge- 
stimmt. Der Vertrag wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 19 Abs. 2 In Kraft tritt, ist 
Im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, 
da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 Ist der Zeitpunkt, In dem der Vertrag nach seinem Artikel 1 9 Abs. 2 
In Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit zusätzlichen Kosten belastet, da Gegenstand des Vertrages zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Russischen Föderation ausschließlich die 
Förderung der beiderseitigen Zusammenarbeit Ist. 

Auf Grund der verbesserten Zusammenarbeit ist grundsätzlich tendenziell mit 
höheren Steuereinnahmen zu rechnen. Die dadurch erzielten Mehreinnahmen 
sind aber zahlenmäßig auf Einzelfälle beschränkt und vom Umfang her gemes- 
sen am Steueraufkommen im gesamten grenzüberschreitenden Verkehr so ge- 
ring, daß davon keine spürbaren Veränderungen des Nachfrageverhaltens und 
insoweit auch keine meßbaren preislichen Auswirkungen ausgelöst werden. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Russischen Föderation 
über die Zusammenarbeit und 
die gegenseitige Unterstützung der Zollverwaltungen 

floroBop 

Me>Kfly cbeflepaTMBHOM PecnyöriMKOM T epMaHiiefi 

M PoccMiicKoii Oe/^epaL^MBM 

o CoTpyflHMHecTBe m BsaMMonoMouin TaMo>KeHHbix C/iy)K6 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Russische Föderation - 

im Geiste des Vertrags vom 9. November 1990 über gute 
Nachbarschaft, Partnerschaft und Zusammenarbeit zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken, 

in der Absicht, die nachbarlichen Beziehungen auch durch die 
Zusammenarbeit in Zollangelegenheiten zu vertiefen, 

ln dem Bestreben, durch die Zusammenarbeit der ZollverwaF 
tungen den Warenverkehr zwischen den beiden Staaten zu er- 
leichtern und zu beschleunigen, 

in der Erwägung, daß Zuwiderhandlungen gegen die Zollvor- 
schriften die wirtschaftlichen, steuerlichen und andere wichtige 
Interessen ihrer Staaten beeinträchtigen, 

unter Berücksichtigung des Übereinkommens vom 20. Dezem- 
ber 1988 gegen den unerlaubten Verkehr mit Suchtstoffen und 
psychotropen Stoffen, 

in der Überzeugung, daß die Beachtung der Zollvorschriften 
und die Bekämpfung von Zollzuwiderhandlungen durch die Zu- 
sammenarbeit der Zollverwaltungen erfolgreicher gestaltet wer- 
den können - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Vertrags sind: 

1 . „Zollvorschriften“ alle Rechtsvorschriften über die Ein-, Aus- 
und Durchfuhr von Waren, Hand- und Reisegepäck sowie 
internationale PostserKiungen, die sich auf Zölle und alle 
sonstigen Ein- und Ausfuhrabgaben oder -Vergünstigungen 
oder auf Verbote, Beschränkungen, Genehmigungen und 
Kontrollen des Warenverkehrs über die Grenzen beziehen; 

2. „Zollverwaltungen“ in der Bundesrepublik Deutschland die 
Bundeszollverwaltung und in der Russischen Föderation das 
Staatliche Zollkomitee der Russischen Föderation; 

3. „Zollzuwiderhandlungen“ sowohl vollendete als auch versuchte 
Verstöße gegen die Zollvorschriften; 

4. „Suchtstoffe“ Stoffe, die unter das Einheitsübereinkommen 
von 1961 vom 30. März 1961 über Suchtstoffe In seiner jeweils 
geltenden Fassung fallen; 


d>e/^epaTMBHaR PecnyönMKa F epMaHiin 

kl 

PocckiiiCKafi OeflepaqMR 

B flyxe floroBopa o floöpococeflCTBe, napTHepcree m corpyfl- 
HktsecTBe Me>K/^y cbe/^eparkiBHOii PecnyönkiKOM FepMaHkieM m 
C oiOSOM COBeTCKMX Comia/lMCTMHeCKMX PecnyÖJIMK OT 9 HOR- 
öpR 1 990 rofla, 

>KejiaR yrnyöjiRTb flo6pococeflCKne OTHomeHHR, raioxe h no- 
cpeflCTBOM coTpyflHMHecTBa B oönacTU jaMoxceHHoro AeJia. 

cjpeMRCb nyreM ooTpyflHMHecTBa raMOJKeHHbix cnyjKÖ cno- 
coöcTBOBarb oönerHeHMK) m ycKopeHMio nepeMeiAeHkiR TOBapoB 
Me>KAy oöokiMki rocyA^pcTBaMki, 

kiMBR B BkiAy* hto HapyiueHMR TaMOx<eHHbix saKOHOB kl npaBkiJi 
HaHocRT yti^epö aKOHOMkisecKkiM, Ha/ioroBbiM ki APyrkiM ea^KHbiM 
kiHTepecaM kix rocyflapcTB, 

npkiHkiMaR BO BHkiMaHkie KoHBeHLtkiio or 20 AeKaöpR 1 988 ro^a 
0 HesaKOHHOM oöopore HapKOTkinecKkix cpeACTB ki nckixorpon- 
HbtX BetiiecTB, 

y6e>KAeHHbie B tom, hto coöJiiOAaHkie TaMo>KeHHbix saKOHOB ki 
npaBbin h Öopböa c TaMOx<eHHbiMii HapyiueHkiRMki Moryr öonee 
ycneiuHO ocyiAecxBriRTbCR npki corpyAHUHecTBe TaMo>KeHHbix 
cnyjKÖ, 

AoroBopkiJikicb o Hkix<ecneAyK)LAeM: 

Crarbfi 1 
OnpeAenoHMfi 

B L^enRX HacTORu^ero floroBopa: 

1 . „TaMox<eHHbie saKOHbi ki npaBkina“ - Bce saKOHbi ki npaakina 
0 BBOse, BbiBose M TpaHSkire josapOB, pysHOM k/iba^ ki 
6ara>Ka, Me>KAyHapoAHbix noHTOSbix ornpaaneHkiRX, Kacaio- 
lAkieCR BSklMaHMR TaMO>KeHHblX nOlliHMH M kIHblX BBOSHblX kl 
BbiB03rtt>ix nnarejKeM kinki ntror, sanperoB, orpaHnneHkiM ki 
paspeiueHMM, kohtpojir nepeABki>KeHRR rosapoB nepes 
rpaHkiL^y; 

2. „TaMOx<eHHbie cnyxcöbi“ - b ct>eAepaTkiBHOM PecnyönbiKe 
FepMaHMU - OeAepanbHoe TaMo>KeHHoe ynpaaneHne ki b 
PoccHMCKOft OeAepaqkiki - rocyAapCTBeHHWM TaMOx<eHHbiM 
KOMMTeT PocckfiteKOM OeAepaqkiki. 

3. „TaMOx<eHHbie HapymeHkiR“ -jiioöue HapyiueHkiR kuiki nonbiT- 
Kki HapyiiieHkiM raMoxceHMbix sbkohob ki npaBkin. 

4. „HapKOTkinecKkie cpeACTBa“ - eeu^ecTBa, BicnioHeHHbie b 
cnkiCKR EAkiHOM KoHBeHLtkiki CXDH ot 30 Mapra 1961 rOAa o 
HapKOTkiHecKkix aeu^ecTBax (c nocjieAyioiAkiMki kiSMOHeHkiR- 
Mki kl AonoJiHeHkiRMki); 
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5. „Psychotrope Stoffe,", die unter das Übereinkommen vom 
21. Februar 1971 über psychotrope Stoffe in seiner jeweils 
geltenden Fassung fallen. 

Artikel 2 

Anwendungsbereich 

(1) Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien leisten sich 
gegenseitig im Rahmen Ihrer Zuständigkeiten nach Maßgabe 
ihrer Innerstaatlichen Rechtsvorschriften Unterstützung nach 
diesem Vertrag, um 

a) den Warenverkehr zwischen beiden Staaten durch die Zusam- 
menarbeit zu erleichtern und zu beschleunigen; 

b) eine genaue Erhebung der Zölle und der sonstigen Ein- und 
Ausfuhrabgaben sowie eine zutreffende Anwendung von Ein- 
und Ausfuhrvergünstigungen sicherzustellen; 

c) Zuwiderhandlungen gegen die Zollvorschriften zu verhindern, 
zu ermitteln und zu verfolgen, 

(2) Dieser Vertrag läßt die Zusammenarbeit aufgrund anderer 
Übereinkünfte und Vorschriften unberührt, insbesondere auch 
über die justizielle Rechtshilfe in Strafsachen. 


Artikel 3 

Erleichterungen der Zollformalitäten 

(1) Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien arbeiten gemäß 
den Bestimmungen dieses Vertrags und im Rahmen ihrer inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften zusammen. Sie treffen Im gegen- 
seitigen Einvernehmen die erforderlichen Maßnahmen, um Zoll- 
formalitäten zu vereinfachen und dadurch den Warenverkehr 
zwischen den beiden Staaten zu erleichtem und zu beschleunigen. 

(2) Die Zuständigkeiten der Europäischen Gemeinschaften blei- 
ben unberührt. 

Artikel 4 

Formen der Zusammenarbeit 
und der gegenseitigen Unterstützung 

(1) Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien erteilen einander 
unaufgefordert oder auf Ersuchen alle erforderlichen Auskünfte 
gemäß den Artikeln 5, 6, 7, 8 und 9 dieses Vertrags. 

(2) Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien 

a) tauschen Erfahrungen hinsichtlich ihrer Tätigkeiten sowie 
Erkenntnisse über neue Mittel und Methoden der Begehung 
von Zuwiderhandlungen gegen die Zollvorschriften aus; 

b) unterrichten sich gegenseitig über wesentliche Änderungen 
ihrer Zollvorschriften sowie die von ihnen angewandten 
technischen Hilfsmittel und Methoden und erörtern andere 
Fragen von beiderseitigem Interesse. 


Artikel 5 

Bekämpfung des unerlaubten Verkehrs 
mit Suchtstoffen und psychotropen Stoffen 

(1) Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien teilen einander 
zur Intensivierung der Verhinderung, Ermittlung und Verfolgung 
des Schmuggels und illegalen Handels mit Suchtstoffen und 
psychotropen Stoffen ohne Ersuchen so schnell wie möglich alle 
erforderlichen Auskünfte mit über 

a) Personen, von denen bekannt ist oder die im Verdacht stehen, 
daß sie sich mit dem Schmuggel oder illegalen Handel von 
Suchtstoffen und psychotropen Stoffen befassen; 


5. »ricMXOTponHbie eeti^ecTBa"- eeu^ecTBa, BK/iioMeHHbte b 
cnMCKM KoHBeHLtMM OOH OT 21 4)eBpann 1971 ro^a o ncn- 
xorponHbix Beu^ecTBax (c nocne^yiou^MMM MSMeHeHMnMM ii 
Aono/iHeHnnMM). 

CraTbii 2 

C(|>epa npMMeHeHM5i 

1. TaMO>KeHHbie c/iy>K6bt AoroBapMBaiou^MXcn CropoH oxasbi- 
BaK)T Apyr Apyry coflewcTBue Ha ocHOBaHnn HacTonu^ero floro- 
Bopa B paMKax hx KOMnereHMHH h npn co6nK)/^eHHH BHyrpeHHe- 
ro saKOHO/^arenbCTBa, b Mennx: 

a) oönerMeHHH h ycKopeHnn nocpeApTBOM corpy/^HnnecTBa 
nepeMeu^eHHH TOBapoB Me>KAy A^yMn rocy^apcTBaMn; 

6) oöecneHeHHH tohhofo BSHMannn TaMO>KeHHbix noiunnH h 
HH btx BBOsHbtx H BbiBosHbix n/iaTe>KeH, a rafOKe npaBH/ibHo- 
ro npMMeHeHHn HMnoprHbix h sKcnopTHbtx nbror; 

b) npeceneHnn, /^osHaHHn h paccne/^OBaHnn HapyiueHHH tbmo- 
XCeHHblX SaKOHOB H npBBHn. 

2. HacTonuuHM floroBop He sarparMBaeT coTpyflHMHecTBa, 
ocHOBaHHoro Ha hhux /^oroBopHbtx oönsarenbCTBax h npe/^nn- 
caHHHx, B nacTHocTH, KacaioutHxcn raioKe oxasaHnn npaBOBon 
noMou^H no yronoBHbiM /^enaiM. 

CraTbii 3 

ynpou^eHMe raMOxceHHbtx cbopNiaubHOcreM 

1 . TaMO>KeHHbie cny>K6bi AoroBapnaaioufixcn CropoH corpy/^- 
HHHaioT B cooTBercTBHH c nono>KeHHiiMH HacToniJLtero Aoroeopa 
M B paMKax AencTByiou^ero y hhx BHyrpeHHero saKOHO/^arenb- 
CTBa. Ohh npHHHMaiOT no oöoio/^HOMy cornacHK) Heoöxo^HMbie 
Mepbi no ynpouteHHK) TaMo>KeHHbix cpopMa/ibHocreH b qe/iax 
oö/ierseHHn h ycKopeHHn nepeMeuteHHH roBapoB Me>KAy oöom- 
MH rocy/^apcTBaMH. 

2. KoMnereHL^HH EBponencKHX CooöiitecTB He sarparMBaer- 
CH. 

Crarbii 4 

OopMbi corpYAHMMecTBa m BsaMMonoMOii^M 

1. TaMO>KeHHbie c/iy>K6bi AoroBapHBatoutHxcn CropOH nepe- 
AaiOT APyr APyry no coöcxBeHHOH HHHMnaTHBe nnn no sanpocy 
BCK) HeOÖXOflHMyK) HHCt)OpMaMHK) COF/iaCHO CraTbHM 5, 6, 7, 8, 9 
HacToninero AoroBopa. 

2. TaMO>KeHHbie c/iy>K6bi AoroBapHBaK)iMHXcn Cropon: 

а) oöMeHMBaioTcn onuroM, KacaioiitHMcn hx /^enreubHocTH, h 
HHct)opMaMHeH 0 HOBbtx cpe/^cTBax H Mero/^ax coBepmeHHn 
HapymeHHH TaMO>KeHHbix saKOHOB h npaBnn; 

б) cooöiitaiOT flpyr APyry o cymecTseHHbix HSMeneHHux hx ra- 
MOXceHHbix saKOHOB H npaBH/1, a ratoKe o npHMenneMbix hmh 
rexHHHecKHX cpe/^reax KOHTponn h Mero^ax hx ncno/ibso- 
BaHHH. a ratoKe oöcyjKflaiOT Apyrne Bonpocw, npeflcxa- 
BnntoiAHe BsaHMHbiH nnrepec. 

Crarbii 5 

Eopb6a c HesaKOHHbiM 

oüopoTOM HapKOTMHecKMx cpeflCTB M ncMxoxponHbix 

BeufecTB 

1. TaMO)KeHHbie cnyxöbi AoroBapnBaioiAHxcn CropoH c 
itenbK) aKTHBHsaMHH Ae^cTBHH no npeceneHHK), AosnaHHio h 
paccneAOBaHHK) KOHTpaöanAbi h nesaKOHHOH roproB/in napKo- 
THsecKHMH cpOACTBaMH H ncHxoTponHbiMH BOiAecTBaMH no 

COÖCTBeHHOH HHHMHaTHBe H B B03M0>KH0 KOpOTKHH CpOK 

cooöiAaiOT flpyr flpyry bcio neoöxoflHMyio HHcJjopMaitHK) o: 

a) flHLiax, O KOTOPUX HSBeCTHO, HTO OHH SaHHMaiOTCll KOHTpa- 
öaHAOH Hnn nesaKOHHon roproBnen napKOTHHecKHMH cpe- 
ACTBaMH H ncHXOTponnbiMH BeutecTBaMH Hnn Koropbie 
noflospeBaioTCH b stom; 
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b) Land-, Wasser- und Luftfahrzeuge, Container und Packstücke, 
von denen bekannt ist oder die im Verdacht stehen, daß sie 
zum Schmuggel oder illegalen Handel von Suchtstoffen und 
psychotropen Stoffen verwendet werden. 

(2) Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien erteilen sich 
gegenseitig auch unaufgefordert Auskünfte über die beim 
Schmuggel und illegalen Handel mit Suchtstoffen und psycho- 
tropen Stoffen angewandten Methoden und Verfahren sowie über 
Erfolge neuer Kontrollmethoden. 

(3) Die nach den Absätzen 1 und 2 erhaltenen Auskünfte, 
Mitteilungen und Schriftstücke dürfen an andere mit der Be- 
kämpfung der Rauschgiftsucht und des illegalen Handels mit 
Suchtstoffen und psychotropen Stoffen befaßte Verwaltungen und 
Strafverfolgungsbehörden der Vertragsparteien weitergegeben 
werden, soweit dies zu deren Aufgabenerfüllung erforderlich ist. 

(4) Auf der Grundlage des innerstaatlichen Rechts venAnrklichen 
die Zollverwaltungen der Vertragsparteien erforderlichenfalls die 
Methode der kontrollierten Lieferung von Suchtstoffen und 
psychotropen Stoffen, um die am Schmuggel oder illegalen Han- 
del beteiligten Personen zu ermitteln. Entscheidungen über die 
Anwendung der Methode der kontrollierten Lieferung, die in jedem 
einzelnen Fall getroffen werden, können erforderlichenfalls auch 
finanzielle Absprachen enthalten, soweit dies nach innerstaatlichem 
Recht der Vertragsparteien zulässig und möglich ist. 


(5) Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien können den 
Anwendungsbereich dieses Vertrags auch auf Substanzen aus- 
dehnen, die zur Herstellung von Suchtstoffen und psychotropen 
Stoffen verwendet werden. 

Artikel 6 

Bekämpfung des illegalen Verkehrs 
mit Waren von besonderer Bedeutung 

Die ZollvenA/altungen der Vertragsparteien erteilen einander 
unaufgefordert und schnellstmöglich alle erforderlichen Infor- 
mationen über festgestellte Handlungen (geplant oder vollendet), 
die gegen die Zollvorschriften einer der Vertragsparteien ver- 
stoßen oder verstoßen können, auf den Gebieten 

a) des Verkehrs mit Waffen, Munition, Sprengstoffen und 
Sprengvorrichtungen; 

b) des Verkehrs mit Kunstgegenständen und Antiquitäten von für 
eine der Vertragsparteien besonders bedeutendem histori- 
schen, künstlerischen oder archäologischen Wert; 

c) der Ein-, Aus- und Durchfuhr von Giftstoffen und umweit- oder 
die Volksgesundheit belastenden Stoffen; 

d) des Verkehrs mit hoch zu verzollenden oder hochsteuerbaren 
Waren; 

e) des Verkehrs mit Waren von erheblicher Bedeutung, die 
außertarifären Beschränkungen unterliegen, entsprechend 
den zwischen den Vertragsparteien abgestimmten Verzeich- 
nissen. 

Artikel 7 

Erteilung von Auskünften und Bescheinigungen 

(1) Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien erteilen einander 
auf Ersuchen, Insbesondere durch Übersenden von Berichten, 
Niederschriften oder beglaubigten Kopien von Schriftstücken oder 
sonstigen Unterlagen, alle erforderlichen Auskünfte über 


6) HaseMHblX, BO^HblX M BOSAyUiHblX TpaHCHOpTHblX CpB/^CTBaX, 
KOHTOMHepax M 6ara>KHbix m/im rpysoBbix Mecrax, o Koropbix 
MSBeCTHO, HTO OHM MCnOJIbSyiOTCfl KOHTpaÖaHflbl HapKO- 
TMHeCKMX CpeflCTB M nCMXOTpORHblX BeU^eCTB M/IM noflospe- 
BaiOTCfl B 3T0M. 

2. TaMO>KeHHbie c/iyxcöbi AoroBapMBaioii(Mxcq CropoH coo6- 
iHaiOT flpyr Apyry raioKe no coöcxBeHHoft MHMqMaTMee MHcpopMa- 
L4MIO o npMMeHqeMbix cnocoöax m yxMi4peHMqx npM KOHrpaöaHAe 
M HeSaKOHHOM tOprOBJie HapKOTMMeCKMMM Cpe^CTBaMM M nCM- 
xoTponHbiMM Beu^ecTBaMM, a ratoKe o6 actxpeKTMBHOCTM hobnx 
M ero/^OB KOHTpo/iq. 

3. rio/iyHeHHbie b cooTBercTBMM c nyHKxaMM 1 m 2 HacToq^ei^ 

craTbM MHc})opMai 4 Mq, cooöii^eHMq m /^OKyMOHTbi Moryr nepe^a- 
Baxbcq npaBooxpaHMxe/ibHbiM m aPVTmm rocy^apcTBeHMbiM op- 
raHBM AoroBapMsatou^MXcq CropOH, saHMMatou^Mcq öopböo^ c 
H^KOMaHMeM M HeSBKOHHOM TOpTOB/ieM HapKOTMHBCKMMM Cpe- 
fijOTBaMiA M nCMXOTpOnHUMM Beii^OCTBaMM, HaCKO/lbKO 3TO HOOÖ- 
xo/^MMO /viq Bbino/iHeHMq ynoMMHyrhix opraHOB. 

4. Ha ocHOBe BHyrpeHHero saKOHOflare/ibCTBa TaMO)KeHHbie 
cnyjKöbi floroBapMBaK)ü4Mxcq CropoH Mcno/ib3yiOT, npM Heoö- 
XOflMMOCTM, Merofl KOHTpO/lMpyeMOM nOCraBKM HapKOTMHeCKMX 
cpeflCTB M ncMxoTponHwx BeiqecTB c qe/ibK) BbiqB/ieuMq jiMq, 
npMHacTHbix K MX KOHTpaöaHfle m/im HeaaKOHHOÄ xoproB/ie. 
PeuieHMq o6 Mcno/ib30BaHMM mbxo^ KOHxpö/iMpyeMOM no- 
cxaBKM, npMHMMaeMbie b Kaxc/^OM ox/^e/ibHOM cnysae, Moryx, 
npM HeOÖXOAMMOCXM, yHMXbIBaXb (t>MHaHCOBbie AOrOBOpeHHOCXM 
B XOi^ Mepe, B KaKOÜ 3X0 B03M0>KH0 M /^OnyCXMMO B COOXBex- 
cxBMM c BHyxpeHHMM saKOHO^axe/ibcxBOM /iloroBapMBaiou^Mxcq 
CxopOH. 

5. TaMO)KeHHbie cnyjKÖbi AoroBapMeaiOLqMxcq CxopoH Moryx 
pacujMpMXb cc|)epy npMMOHeHMq 3xoro Aoroeopa m hb Beu^ecxBa, 
Koxopbie npMMOHqioxcq /yiq npoM3BOAcxBa HapKoxMnecKMx 
cpe/^xB M ncMxoxpOHHbix Beii^ecxB. 


Cxaxbfi 6 

Eopböa c HeaaKOHHbiM oöopoxoM xoeapoB, 
MMetoutMx oco6o BaxcHoe SHaneHMe 

TaMO>KeHHbte cnyjKöbi floroeapMBaioinMxcq CxopoH nepe- 
flßiOT flpyr ppyry no coöcxBeHHOM MHMqMaxMBe m HesaMe/viM- 
xe/ibHO BCK) HeoöxoAMMyio MHc|x»pMaqMK) oö ycxaHOB/ieHHbix 
AeMCXBMqx (roxoBqu^Mxcq m/im cosepujeHHbix), Koxopbie napy- 
ujaiox MjiM Moryx HapyujMXb xaM0>KeHHbie saKOHbi m npasM/ia 
OflHOM M3 floroBapMBajoinMxcq CxopoH B oöjiacxM: 

a) nepeMemeHMq opyxcMq, öoenpMnacoB, BapwBMaxbix eeiqecxB 
M BSpblBHbiX yCXpOMCXB; 

6) nepeMemeHMq npe^Mexoe cxapMHbi m MCKyccxea, npeflcxa- 
B/iqioinMx 3HaMMxe/ibHyio MCxopMHecKyio, xyflOxcecxBeHHyio 
M/IM apxeo/iorMHecKyio qeHHOcxb /^/iq oahom m 3 ^oroBapM- 
BaioiqMxcq CxopOH; 

b) BB03a, BbiBOsa M xpaH3Mxa q/^oBMXbtx Beu^ecxB, a xatoxe 
Beu^ecxB, npeflcxas/iqioiqMx onacHOcxb A^q OKpyxcatomen 
cpeAbi M 3AopoBbq /ikdaom; 

r) nepeMeLqeHMq xoeapoB, oö/iaraeiMbix bncokmimm xaMoxcen- 
HbiMM nouj/iMHaMM M/IM Ha/ioraiMM; 

A) nepeMeiqeHMq xoBapOB, MMetOLqMx ocoöo Ba>KHoe BHaneHMe, 
Koxopwe noABepraioxcq HexapMCpHbiM orpaHMHeHMqM b 
cooxBexcxBMM c nepOMHqMM, cor/iacoeaHHbJMM xaMO>KeHHbt- 
MM c/iyxcöaMM floroBapMBaioiAMxcq CxopOH. 


Cxaxbfl 7 

RepeAdHa MHcpopMauMi« m CBMAexenbcxe 

1. TaMOXceHHbie c/iy>K6bi floroeapMBaioiAMxcq CxopoH nepe- 
Aatox Apyr APy^y no aanpocy - b xom HMc/ie nyxeM nepecbi/iKM 
cooöiAeHMf^, npoxoKO/iOB m/im aaeepeHMbix konMM AOxyMenxoB m 
MH bix oct)ML4ManbHbix öyMar - bck) HeoöxoAMMyio MHcpopMaqMio 
o: 
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a) Umstände, die geeignet sind, die genaue Erhebung der Zölle 
und der sonstigen Einr und Ausfuhrabgaben sowie eine zu- 
treffende Anwendung von Ein- und Ausfuhrvergünstigungen 
sicherzustellen; 

b) festgestellte Handlungen (geplant oder vollendet), die gegen 
die Zollvorschriften der ersuchenden Vertragspartei verstoßen 
oder verstoßen können. 

(2) Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien erteilen sich ge- 
genseitig auf Ersuchen jede erforderliche Bescheinigung, durch 
die bestätigt wird, daß Waren, die aus dem Hoheitsgebiet einer 
Vertragspartei ausgeführt wurden, ordnungsgemäß in das 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei eingeführt worden sind; 
in der Bescheinigung werden Art und Daten des Zollverfahrens 
angegeben, zu dem die Waren abgefertigt worden sind. Dies gilt 
auch für Fälle, In denen die Waren aus dem Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei wieder ausgeführt wurden. 

(3) Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien erteilen auf Er- 
suchen auch Auskünfte, ob die den Zollbehörden vorgelegten 
Urkunden und Schriftstücke echt und inhaltlich zutreffend sind. 

Artikel 8 

Zusteilung/Bekanntgabe 
von Schriftstücken 

(1) Die Zollverwaltung einer Vertragspartei wird auf Ersuchen 
der Zollverwaltung der anderen Vertragspartei unter Beachtung 
des jeweils geltenden Rechts dem Adressaten alle die An- 
wendung der Zollvorschriften betreffenden Bescheide und Ent- 
scheidungen der ersuchenden Zollverwaltung zusteilen oder auf 
andere Art bekanntgeben. 

(2) In einem Zustellungs- oder Bekanntgabeersuchen ist abwei- 
chend von Artikel 10 eine Sachverhaltsdarstellung entbehrlich. 

(3) Die Zustellung oder Bekanntgabe eines Schriftstücks wird 
durch eine mit der Angabe des Zustellungs- oder Bekanntgabe- 
tags versehenen Empfangsbestätigung des Adressaten oder 
durch eine Bescheinigung der ersuchten Zollverwaltung über die 
Form und die Zeit der Zustellung oder Bekanntgabe nachge- 
wiesen. 

Artikel 9 
Ermittlungen 

Auf Ersuchen der Zollverwaltung einer Vertragspartei führt die 
Zollverwaltung der anderen Vertragspartei nach Artikel 2 Absatz 1 
Buchstaben b und c Überprüfungen, Feststellungen oder Ermitt- 
lungen durch und teilt das Ergebnis der ersuchenden Zollver- 
waltung entsprechend Artikel 7 Absatz 1 mit. 

Artikel 10 

Form und Inhalt der Ersuchen 

(1) Das Ersuchen Ist schriftlich in der Amtssprache der er- 
suchenden Vertragspartei zu stellen, wobei eine Übersetzung in die 
Amtssprache der ersuchten Vertragspartei möglichst beizufügen Ist. 
Die zur Durchführung des Ersuchens erforderlichen Schriftstücke 
sind in einer der folgenden Formen beizufügen: Urschrift, Ausfer- 
tigung der Urschrift, beglaubigte Ablichtung. 

(2) Das Ersuchen oder die Ihm nach Absatz 1 beizufügenden 
Schriftstücke sollen folgende Angaben enthalten: 

a) die Zollbehörde, auf deren Initiative das Ersuchen gestellt 
wird; 

b) die Darstellung des Sachverhalts sowie der rechtlichen und 
tatsächlichen Gründe des Ersuchens; 


а) oöcTOflTenbCTBax, Koxopbie Moryr nosBonurb tohho bsm- 
MBTb TBMOKeHHbie nOLU/lUHbl M MHbie BBOSHbie V\ BblBOSHbie 
n/iajeJKM, a raioKe onpeflennTb npaan/ibHocTb npHMeHeHun 
MMnopTHblX M SKCnopTHblX JlbTOT; 

б) ycTaHOBJieHHbix a^^tbmbx (roTOBBu^nxcn vim coaepuueH- 
Hbix), KOTopbie npoTkiBopesaT Moryr npoTMBopenkiTb 
TBMOKeHHbiM sBKOHaM M npaBM/iaM sanpauukiBaioi^eM Aoro- 
BapiiBaK)i 4 eMcn CropoHbi. 

2. TaMO>KeHHbie cny>K6bi AoroBapMBatoutMxcn CropoH bu- 
flaroT ßpyr APyry no sanpocy nioöoe CBHflerenbCTBO, nofl- 
TBep)K/\aK)U4ee, hto Toaapbi, Koxopue BbiaeseHbi c TeppMTopkiM 
o^hom AoroBapuBaiou^eiicn CxopoHbi, BBeseHbi saKOHHO na rep- 
puTopuK) APyroM AoroaapiiBaiou^eiiCB CxopOHbi. B CBtiAere/ib- 
CTBe yKasbiBaercn n pesy/ibTaxbi xaMOKeHHbix npoite/^yp, b 
cooTBercTBMM c KOTopwMM octx}pMJin/TMCb TOBapw. 3 to Kacaex- 
cn xaioKe xex cnynaeB, Korfla xoaapbi pesKcnopxnpyKJXcn c 
xeppnxoputi APyroM AoroBapnaaiOLAeiicn CxopoHbi. 

3. TaMo>KeHHbie cny^Köbi AoroBapMBatOLAnxcn CxopOH npe^* 
cxaBjiBiox Apyr APyry no sanpocy xaioxe MH4)opMai4MK) o xom, 
Hxo npeApxaaneHHbie xaMO>KeHHbiMii opranaMki cBMAOTe/ibcxBa 
VI nHbie AOKyueHXbi noAnuHHbi v\ coAep>Kax Bce HeoöxoA^iMbie 
axpnöyxbi. 

Cxarbii 8 

BpyneHHe AOKyMeuxos 
MI1M AOBGAeHHe HX f\o CBepfiHm 

1. TaMo>KeHHan c/iy>K6a oahoh AoroBapHBatoiAeHcn CxopoHbi 
no sanpocy xaMO>KeHHOM cjiy>K6bi ppyroiÄ AoroBapHBaioiAeHCfi 
CxopOHW B COOXBeXCXBMM C fleMCXByiOlAMM SaKOHOflaxe/lbCXBOM 
BpyMaex aApecaxy Bce yBBAOM/ieHMB m peiueHMB sanpaujHBaio- 
LABH xaMO>KeHHOH cny>K6bi, KacaiotAHecn npHMeHeHun xaMo>KeH- 
Hbtx saKOHOB H npaBHji, vim hmbim oöpasoM ppsopyj hx copßp- 
>KaHHe f\o cBeAeHHB aApecaxa. 

2. B sanpocax o BpyneHHH AO^yMenxoB h/ih ppBepßmvi hx ßp 
CBefleHHfl B ox/iHHHe ox xpeöoBBHHH cxaxbH 10 HacxoBinero 
/(oroBopa cyLAecxBo A^na Mo>Kex He onncbiBaxbcn. 

3. BpyneHHe AOKyMeHXOB h/ih AoeeAeHHe hx ßo caeAeHnn 
AO/DKHO HMexb noAXBep)KAeHHe aApecaxa h/ih CBHAexe/ibcxBO 
sanpouueHHOH xaM0>KeHH0H cnyxcöbi o BpyMeHHH h/ih AOBeAdHHH 
Ao CBeAeHHB c yxasaHHeM ct)opMbi h BpeMeHH nepeAann. 


CxaxbH 9 
PacciieAoaaHMe 

no sanpocy xaMo>KeHHOH cny^Köw oahoh floroBapHBaJOiAencn 
CxopOHW xaMO>KeHHafl cny)K6a APyro^ floroeapHBatomei^CB 
CxopoHbi npoBOAHX npOBepKy, A03HaHHe h/ih hhum oöpasoM 
ycxaHaa/iHBaex 4)aKXbi b cooxboxcxbhh c noAnynxxaMH „6“ h „b“ 
nyHKxa 1 cxaxbH 2 nacxoniAero floroBopa h cooömaex o pesy/ib- 
xaxax sanpaujHBaiOLAeH xaMoxcennoH c/iy>K6e b cooxbbxcxbhh c 
nyHKxoM 1 cxaxbH 7 nacxoniAero floroBopa. 

CxaTbH 10 

OopMa M coAapxcaHHe aanpoca 

1 . 3anpoc A^naexc« b nncbMeHHOH cfDopMe na oct)Hi 4 Ha/ibHOM 
BSbiKe sanpauuHBaJOiAeH floroBapHBaroiAeHca CxopoHW c npn- 
/io)KeHHeM, no bosmojkhocxh, nepeaoAa na oc|)Hi 4 HanbHbii^ bswk 
sanpaiuHBaeMOH floroBapHBafoiAencn CxopoHW. HeoöxoAHMwe 
An« Bbino/iHeHHB sanpoca AOKyweHxw ao/dkhw npH/iaraxbcn b 
cneAyiOLAeM bha©: noA/iHHHHK h/ih oahh h 3 SKsewin/iBpoB noA- 

/iHHHHKa, H/IH saBepeHHa« cfKJxoKonHn. 

2. 3anpoc h/ih npH/iaraeMwe k Hewy na ocHOBannn nynxxa 1 
HacxofliAen cxaxbH AO^y^enxw ao^>*<hw coAepxcaxb cneAyK)- 
lAHe AaHHbie: 

а) xaMO)KeHHWH opran, no HHHL^naxHBe Koxoporo aö^sötcb 
sanpoc; 

б) H3/io)KeHHe cymecxBa ßena, kdphahhockhx h 4>aKXHHecKHX 
npHHHH 3anpoca; 
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c) die erforderlichen Angaben über beteiligte natürliche und 
juristische Personen. 

Artikel 11 

Geschäftsweg und Zuständigkeit 

(1) Die In diesem Vertrag vorgesehene Unterstützung findet 
unmittelbar zwischen den Zollverwaltungen der Vertragsparteien 
statt. 

(2) Ist die ersuchte Zollverwaltung für die erbetene Unter- 
stützung nicht zuständig, so unterrichtet sie hiervon die ersuchende 
Zollverwaltung und leitet das Ersuchen mit deren Zustimmung an 
die zuständigen Behörden weiter. 

Artikel 1Z 

Erledigung des Ersuchens 

(1) Bei der Durchführung der Unterstützungsmaßnahmen und 
bei der Erledigung der Ersuchen sind die Rechtsvorschriften der 
ersuchten Vertragspartei anzuwenden. Dabei gilt die Übermittlung 
der Kopien von Schriftstücken und sonstigen Unterlagen als eine 
Art der Auskunftserteilung. Bei Überprüfungen und Ermittlungen 
verfährt die ersuchte Zollverwaltung, jedoch ohne Zwangsmaß- 
nahmen wie Beschlagnahmen und Durchsuchungen, so, als ob 
sie in Erfüllung eigener Aufgaben handeln würde. 

(2) Soweit dem Ersuchen nicht entsprochen werden kann, ist 
die ersuchende Zollverwaltung hierüber unter Angabe der Gründe 
und der sonst bekanntgewordenen Umstände, die für die Weiter- 
führung der Sache von Bedeutung sein könnten, zu benachrichtigen. 

Artikel 13 

Verwendung der erhaKenen Auskünfte 

Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien dürfen die nach 
diesem Vertrag erhaltenen Auskünfte und Schriftstücke aus- 
schließlich in internen Verfahren der Zollbehörden sowie in 
Gerichtsverfahren, einschließlich der Verfahren, die von der 
Staatsanwaltschaft oder unter Ihrer Aufsicht geführt werden, als 
Beweismittel benutzen. Der Beweiswert dieser Auskünfte und 
Schriftstücke sowie Ihre Verwendung vor Gericht richten sich nach 
dem innerstaatlichen Recht der Vertragspartei, die eine Verwen- 
dung betreibt. 

Artikel 14 

Obermitttung personenbezogener Daten 

Die Übermittlung von personenbezogenen Daten aufgrund 
dieses Vertrags erfolgt nach Maßgabe des nationalen Rechts 
jeder Vertragspartei und unterliegt den in der Anlage zu diesem 
Vertrag aufgeführten Regelungen. 

Artikel 15 

Ausnahmen von der Verpflichtung zur Unterstützung 

(1) Ist die ersuchte Zollverwaltung der Ansicht, daß die Erledi- 
gung eines Ersuchens geeignet ist, die Souveränität, die Sicher- 
heit, die öffentliche Ordnung (ordre public) oder andere wesent- 
liche Interessen ihres Staates zu beeinträchtigen, so kann sie die 
Unterstützung ganz oder teilweise verweigern oder von der Ein- 
haltung bestimmter Bedingungen abhängig machen. 

(2) Wird ein Ersuchen um Unterstützung gestellt, welche die 
ersuchende Zollverwaltung im umgekehrten Fall zu leisten nicht 
imstande wäre, so hat sie in dem Ersuchen darauf hinzuweisen. 
Der ersuchten Zollverwaltung steht es frei, einem derartigen Er- 
suchen zu entsprechen. 


b) HeoöxoflMMbie cBefleHM« o npunacTHbix cjDnsMHecKiix m »opu- 
/^HeCKMX /iML4ax. 

CraTbfi 11 

nopn^OK OKasaHMü noMOiipi m KOiyineTeHi4Mii 

1 . npeflycMOTpeHHan Hacronu^nM floroBopoM noMou 4 b oxasbi- 
Baercn HenocpeflpTBeHHO TaMOKeHHbiMn cny>K6aMM Aoroeapn- 
BaioLi^xcn CropoH. 

2. EcnM sanpoLueHHan raMOKeHHän cny)K6a no/iynaeT sa- 
npoc, He Bxoflnu4Mii b ee KOMnereHmiio, to OHa CTaBMT o6 3 tom b 
MSB ecTHOCTb sanpaiUMBaiou^yio raMOKeHHyio cnyjKöy h nepe- 
flaeT c ee cornacMn sanpoc cooTBercTeyiou^eMy KOMnereHTHO- 
My oprany. 

CraTbfl 12 

BbinojiHeHMe sanpoca 

1 . dpH npoBOAeHMH MeponpunTHH no OKasaHMto noMou^n h 
B binonHeHHio sanpoca npHMeHnioTcn saKOHbi h npaenna sanpa- 
ujMBaeMOH floroBapMBaiou 4 eMcn CropOHbi. Hpn 3 tom nepeflana 
KonMM flOKyMeHTOB H MHbix OTpMi^ManbHbix öyMar «B/ineTcn Ofl- 
HHM H3 BH^OB nepBAaHH HHCtX>pMaL4HH. flpH npOBepKB H ^OBHa- 
HMM sanpoujeHHan xaMOKeHHan c/iy>K6a fleiicTByeT rax jxe, xax 
H npn BbinonHeHHH ee coöcTBeHHbix sa^an, o/^Haxo öes npnMe- 
HeHMn npMHyflMTenbHbix Mep, TaKMx ksk KOHCjDiicKaiiMq h 

OÖbICK. 

2. Bern sanpoc He mokct öbiTb Bbino/iHen, to sanpoiueHHan 
TaMOxceHHan cnyxcöa cooöu^ o6 3 tom c yKasaHHOM npHHHH 
OTKasa M Apyrnx craBiUMx MSBecTHbiMii odcTonrenbCTBax, ko- 
Topbie MMeioT 3HaHeHMe flnn flena. 


CTaTbn 13 

Mcno/ibaoeaHMe nonyneHHOM MHc|K>pMai4MM 

TaMo>KeHHbie c/iyjKöbi floroBapiiBaiou 4 Mxcq CiopOH Moryr 
Mcnonb30BaTb no/iynenHyio b cooTBeTCTBim c HacToqiuHM ßpro- 
BOpOM HHC{X>pMaL4HK> H AOKyMOHTaMHIO B KaHBCTBe /^OKasaTB/ib- 
CTBa TonbKO BO BHyrpeHHMx npoLieflypax TaMOxcennbix opranoB, 
a TaioKe cyflonpoMSBOflcxBe, b tom HMcne b npoMSBOflCTee, 
KOTopoe BBfleTcq npoKyparypon m/im nofl ee napßopoM. flOKasa- 
renbHaq ciina yKasannoM MHcpopMaqMM h flOKyMeHTaqiiM, a 
TaioKe B03M0)KH0CTb HX HcnonbSOBaHHq B cy^e onpe/\enqtoTcq 
BHyrpeHHHM saKOHO/^arenbCTBOM Hcno/ibaytou^eH hx /JoroBapn- 
Baiou^encq CropoHbi. 

CraTbfl 14 

nepeAana CBeAOHMÜ o (t>M3MMecKMx fiMqax 

nepe/^ana CBe/^ennn o 4>H3HHecKHx nniiax na ocHOBannn na- 
CToqu4ero floroBopa npoHSBOflHTcq b cooTBexcTBHH c Bnyxpen- 
HHM 3aKOHo/:^xe/ibCTBOM Ka>K/^OH H 3 floroBapHBaiou^Hxcq Cxo- 
poH H pery/iHpyexcq nonoxceHnqMH, npHBe^eHnbiMH b npnnoxce- 
HHH K Haexoqu^eMy floroBopy. 


Cxarbn 15 

MCKillOHeHMn M3 06f13aTe/lbCTBa O B3aMMOnOMOIipi 

1 . Ec/ih sanpoujBHHaq xaMo>KeHHaq cnyxcöa CHHxaex, hxo 
B bmo/iHOHHe sanpoca Moxcex naneexH yu^epö cyeepeHHxexy, 
öeaonacHocxH, n^/iHHHOMy nopqAKy (ordre public) h/ih hhum 
cymeexBeHHbiM HHxepecaM cBoero roeyflapexBa, xo ona Moxeex 
oxKasarb b noMOt^H nonnocxbio nnn hbcthmho h/ih nocxaBHXb 
BbinonneHHe sanpoca b saBHCHMOCXb ox coö/itoAennq onpe/^e- 
JieHHblX yenoBHH. 

2. Ec/ih nanpaB/inexcq sanpoc o noMOu^n, Koxopaq ne Morna 
6bt öbixb OKasana sanpauiHBaiou^eH /torosapHBaiou^eHcq Cxopo- 
HOH B c/iynae ana/iorviHHoro sanpoca k hoh, xo b sanpoce 3xo 
HeoÖxo^HMO yKasaxb. PeuieHne o Bbino/iHeHHH xaKoro aanpoca 
npHHHMaexcq sanpouieHHon xaMOxcennoH cnyjKöon. 
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Artikel 16 
Kosten 

Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien erstatten sich 
gegenseitig nur die Auslagen für Zeugen, Sachverständige sowie 
für freiberufliche Dolmetscher und Übersetzer. 

Artikel 17 

Durchführung des Vertrags 

(1) Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien erlassen nach 
entsprechender Abstimmung die zur Anwendung dieses Vertrags 
erforderlichen Durchführungsbestimmungen. 

(2) Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung oder An< 
Wendung dieses Vertrags sollen durch die Zollverwaltungen der 
Vertragsparteien gelöst werden. Dies schließt den diplomatischen 
Weg nicht aus. 

Artikel 18 

Räumlicher Geltungsbereich 

Dieser Vertrag gilt im Zollgebiet der Bundesrepublik Deutsch- 
land und im Zollgebiet der Russischen Föderation. 

Artikel 19 

Ratifikation, Inkrafttreten, Kündigung 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifikations- 
urkunden werden so bald wie möglich in Bonn ausgetauscht. 

(2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach Austausch der Ratifi- 
kationsurkunden in Kraft. 

(3) Dieser Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Jede 
Vertragspartei kann den Vertrag kündigen, indem sie ihren 
Wunsch nach Beendigung seiner Geltung unter Einhaltung einer 
Frist von zwölf Monaten schriftlich notifiziert. 


Geschehen zu Moskau am 16. Dezember 1992 In zwei Ur- 
schriften, jede in deutscher und russischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


CraTbsi 16 

PacxoAbi 

TaMO>KeHHwe c/iy>K6bt floroBapneaioinMxcfl CropoH eosMe- 
maioT flpyr fljpyry TonbKo pacxo^qbi na CBHflereneM, SKcnepjoB, a 
raioKe BHeiujaTHwx ycTHwx m nMCbMeuHbix nepeBo^HUKOB. 

CraTba 17 

Bbino/iHOHMe /(oroBopa 

1. TaMo>KeHHbie cny>K6bi floroaapMBaioiMMxcfl CropoH b cor- 
nacoBaHHOM nopflflKe npuHMMaiOT HeoöxoflUMwe Bbino/iHe- 
HMfl HacTOfiu^ero AoroBOpa pacnopfl>KeHMfl n MHcrpyKitnn. 

2. PasHornacMfl b ToriKOBaHMM vim npuMeHeHMn HacToainero 
floroBopa paspeujaKDTCfl TaMoxceHHbiMH cny>K6aMM floroaapM- 
BaK)i4Mxcfl CxopoH. 3 to He MCKniOHaeT McnonbsoBaHMe /^Mnno- 
MarnHecKHx KaHanoB. 

CTarbB 18 

TeppMTopManbHoe AeMCTBMe /(oroBopa 

HacT05iii4MM AoroBop fleHCTByer Ha xaMOKeHHOki reppHTopHM 
Oe^epaTHBHOM PecnyÖriMKM F epManm h na xaMOKeHHOM xep- 
pHTopHH PoccH^iCKOH OeA^paMHH. 

CraTbSi 19 

PaTM(t>MKai4Mii, BCTynneHMe b CMny m AeHOHcai^Msi 

1 . HacToqu^HH AoroBop no/vne>KHT paTHc|}iiKat4HH; oÖMen pa- 

TliC|}HKaMHOHHblMM TpaMOTaMH COCTOHTCq B B03M0>KH0 KOpOTKÜ^^ 
CpOK B BOHHe. 

2. HacToqutMH AoroBop Bcrynaer b CH/iy sepes o^hh Mecqq 
nocne oÖMeHa paTMct)HKaLtMOHHbiMM rpaMoxaMM. 

3. AoroBop 3aKjiK)Haexcq Ha Heonpe/^e/ieHHbiH cpOK. Ka>K/;(aq 
H3 AoroBapHBaiou4Hxcq CxopoH Mo>Kex ^HOHcqpoBaxb ero, 
HanpaBMB 3a 12 MecqqeB nncbMeHHoe yae^oM/ieHHe o cbobm 
H aMepeHMM npeKpaxwxb ero 


CoBepiueHO b Mockbb 16 A^Kaöpq 1992 ro^a b ßßyx 3K3eM- 
nnqpax, Kaxc/^biM na neMei^KOM m pyccKOM qabiKax, npHneM o6a 
xeKcxa HMeiox o^MHaKOByio CM/iy. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
3a OeflepaxMBHyio Pecnyö/iMKy repManmo 
Klaus Blech 
Theo Walgel 

Für die Russische Föderation 
3a PoccMHCKyio Oe^paMMK) 

A. W. Kosyrew 
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Anlage 

Regelungen, 

die für die Zollverwaltungen der Vertragsparteien 

bei der Übermittlung von personenbezogenen Daten gelten 

1 . Die Nutzung der Daten durch die empfangende Zollverwaltung 
ist nur zu dem angegebenen Zweck und zu den durch die 
übermittelnde Zollverwaltung vorgeschriebenen Bedingungen 
zulässig. 

2. Der Empfänger unterrichtet die Übermittelnde Zollverwaltung 
auf deren Ersuchen über die Verwendung der übermittelten 
Daten und über die dadurch erzielten Ergebnisse. 

3. Personenbezogene Daten dürfen ausschließlich an die zu- 
ständigen Zollbehörden und, soweit dies für die Zwecke der 
Strafverfolgung erforderlich ist, auch an die Staatsanwalt- 
schaft und die Gerichte übermittelt werden. Die weitere Über- 
mittlung an andere Verwaltungen darf nur mit vorheriger Zu- 
stimmung der übermittelnden Zollverwaltung erfolgen. 

4. Die übermittelnde Zollverwaltung ist verpflichtet, auf die Rich- 
tigkeit der zu übermittelnden Daten sowie auf ihre Erforderlich- 
keit und Verhältnismäßigkeit in bezug auf den mit der Über- 
mittlung verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem 
jeweiligen nationalen Recht geltenden Übermittlungsverbote 
zu beachten. Erweist sich, daß unrichtige Daten oder Daten, 
die nicht übermittelt werden durften, übermittelt worden sind, 
so Ist dies dem Empfänger unverzüglich mitzuteilen. Er ist 
verpflichtet, die Berichtigung oder Vernichtung der Daten vor- 
zunehmen. 

5. Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
vorhandenen Informationen sowie über den vorgesehenen 
Verwendungszweck Auskunft zu erteilen. Eine Verpflichtung 
zur Auskunftserteilung besteht nicht, soweit eine Abwägung 
ergibt, daß das Öffentliche Interesse, die Auskunft nicht zu 
erteilen, das Interesse des Betroffenen an der Auskunftsertei- 
lung überwiegt. Das Recht auf Auskunftserteilung richtet sich 
im übrigen nach dem nationalen Recht. 

6. Wird jemand infolge von Übermittlungen im Rahmen des 
Datenaustausches nach diesem Vertrag durch eine rechtswid- 
rige Handlung geschädigt, haftet ihm hierfür die empfangende 
Zollverwaltung nach Maßgabe ihres innerstaatlichen Rechts. 
Sie kann sich im Verhältnis zum Geschädigten zu ihrer Entla- 
stung nicht darauf berufen, daß der Schaden durch die über- 
mittelnde Zollverwaltung verursacht worden ist. 

7. Die übermittelnde Zollverwaltung weist bei der Übermittlung 
auf die nach Ihrem Innerstaatlichen Recht geltenden Lö- 
schungsfristen hin. 

8. Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien sind verpflichtet, 
die Übermittlung und den Empfang von personenbezogenen 
Daten aktenkundig zu machen. 

9. Die Zollverwaltungen der Vertragsparteien sind verpflichtet, 
die übermittelten personenbezogenen Daten wirksam gegen 
unbefugten Zugang, gegen Änderungen ohne Zustimmung 
der übermittelnden Zollverwaltung und gegen unbefugte Wei- 
tergabe zu schützen. 


npMJiOMceHMe 

nonoMceHim 

o nepeAane cseAeHHüi o cpMaMHecKMx iiMAax, 
KOTOpbiMH pyKOBOACTByioTCfi TaMONceHHbie cnyxcdbi 
floroBapMBaiotipixcii CropoH 

1. TaMOJKeHHafl cnyxcöa MOKex ncno/ibsoeaTb nonyHeHHwe 
CBefleHiin o (pusuHecKux mi\ax xo/ibKO b yKasaHHbix i 4 enflx 
M Ha ycnoBHHX, onpeAe/ieHHbix nepeflatouteH wx xaMoxceH- 
HOH CJiyJKÖOM. 

2 . Ro sanpocy nonysaxe/ib cooöinaex xaMOKeHHOiü cnyxcöe, 
nepeAaBUjeft CBeAeHvin, o 6 hx Mcno/ibaoBaHMM ii AOCXiirHy- 
xbix npM 3 XOM pesynbxaxax. 

3. CBeAeHMB o (piianHecKiix nviAax Moryx nepeAaaaxbcn xo/ib- 
Ko KOMnexeHXHbiM xaMO>KeHHbiM opranaM m, ec/in axo Heoö- 
xoAMMo A/ifl yronoBHoro npecneAOBaHMn, xaioxe npoxypa- 
xype H cyAy. noc/ieAy»oiAan nepeAana aPY^mm opranaM 
paspeujaexcn xonbKO c npeAaapiixenbHoro cor/iacMn nepe- 
AaBiueM 3XM cBeAeHMn xaMOKeHHOw c/iy>K 6 bi. 

4. HepeAaioiAan xaMoxceHHa« cny>K 6 a oönaaHa cneAHXb aa 
npaBH/ibHocxbio nepeAaaaeMbix CBeAeHHM, a xaioxe 3a 
HeoöxoAMMOCXbio MX nepeAaHM m cooxaexcxBMeM yxasaHHOM 
qe/iM. npM 3XOM co6/i)OAa>oxc5i aanpexbi, AancxByiOLAMe b 
COOXB eXCXBMM C BHyXpeHHMM SaKOHOAaxeJlbCXBOM Ka>KAOM 
M 3 floroBapMBaioiAMXcn CxopoH, Ha nepeAany caeAeHMM o 
cpM3MHecKMX /iML^ax. EcjiM BbiBCHBexcn, 4 X 0 nepcAaHbi Hen- 
paBM/ibHbie M/IM He noA/iexcaiAMe nepeAane caeAeHMn, xo o 6 
3X0M HeaaMeA/iMxe/ibHo cooömaexcn nonyHaxenio, KoxopWM 
oönaaH npoM3BecxM McnpaaneHMe m/im yHMHXOxceHMe cae- 
ABhmm. 

5. CooxBexcxayioiAeMy /iMi 4 y no ero npocböe awAaexcn mh(}x>p- 
Mai\m o6 MMeiOLAMXcn b oxHOiueHMM nero caeAeHMnx, a 
xaioKe MH(})opMai 4 Mfl o i\emx mx Mcno/ib30BaHMn. HncjxjpMa- 
MMH Moxcex He BbiAaeaxbcn, ec/iM oKaxcexcn, mxo MHxepecu 
rocyAapcxBa b oxKaae BWAaMM MHCpopMai^MM npeoönaAaiox 
HBA MHxepecoM cooxaexcxByioiAero /iMi 4 a b nonyseHMM mh- 
c}>opMai 4 MM. B ocxa/ibHOM npaaa cooxBexcxayioiAero nv\[\a, 
CBnaaHHbie c xaKoft MHcpopMaAMeM, onpeAenmoxcn anyxpen- 
HMM 3aKOHOAaxe/lbCXBOM. 

6 . Ec/im BcneACXBMe oÖMena CBeABHMBMM b paMKax Hacxonute- 
ro floroBopa KOMy-xiMÖo öyAex Hanecen npoxMBonpaaHbiM 
yu^epö, xo nonyHMBUJeM 3 xm caeAeHMB xaMoxceHnan c/iy)K 6 a 
Hecex oxBexcxBOHHocxb no ee anyxpeHHeMy aaxoHOAa- 
xe/ibcxBy. Ona ne mojkbx b Kanecxae onpaBAaHM« nepeA 
noxepneeiuMM ccbinaxbcn na xo, mxo yi^epö npMMMHen xaMO- 
xceHHOM cny>K 6 oM, nepeAaBUJOM MHCpopMaL 4 MK>. 

7. ripM nepeAane caeAeHMM nepeAaioiAaa xaMOKeHHan cnyxcöa 
yKaawBaex Ha cpoKM mx xpaHeHM«, AeMCxeyioiAMe b cooxaex- 
cxBMM c ee BHyxpeHHMM aaKOHOAaxe/ibcxBOM, nocne Mcxene- 
HM« Koxopbix 3 XM cBeAeHM« noA/ie>Kax yHMHxoxeHMio. 

8 . T aMOKeHHwe cnyjKöw floroeapMBaiotAMXcn CxopOH oönaaHbi 
AOKyMeHxa/ibHo aacpMKCMpoeaxb nepeAany m nonyneHMe 
caeAeHMM, KacaioiitMxcn cpMBMwecKMX / 1 ML 4 . 

9. T aMOKeHHwe c/iyjKÖbi floroeapMBaioiAMXcn CxopoH oönaaHbi 
aaiAMinaxb nepeAaHHbie caeAeHM« o (pMBMnecKMX /iMi^ax ox 
HenpaaoMOHHoro Aocxyna, BHeceHMn b hmx M3MeHeHMM öea 
cornacM« nepeAaiouteM xaMOxceHHOM cny>K 6 bi, a xaioxe ox 
HenpaBOMOHHOM nocneAyJOiiteM nepeAaHM. 
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Vereinbarte Protokollnotiz 
zu dem Vertrag vom 16. Dezember 1992 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Russischen Föderation 
über die Zusammenarbeit und 
die gegenseitige Unterstützung der Zollverwaltungen 


Die Vertragsparteien gehen davon aus, daß Artikel 5 Absatz 4 
Satz 2 und Artikel 8 nach Schaffung der innerstaatlichen Rechts- 
voraussetzungen zu deren praktischen Realisierung angewandt 
werden, worüber sich die Vertragsparteien gegenseitig in Kennt- 
nis setzen werden. 


CornacosaHHan npoTOKoubHas SanMCb 
K AoroBopy MeM^y OeAepaTMDHOii Pecnyö/iMKoü 
repMdHMeM 

M PoccMMCKOM OeAepaqMeü 
o corpyAHHHecTBe m BsaMMonoMOupf xaMOMeHHbix 
cnyMö 

OT 16 AeKaöpn 1992 ro^a 

floroBapMBaiou 4 Mecn CropOHbi ncxoAnx ms toto, hto MacTb 2 
nyHKTa 4 crarbM 6 m crarbn 8 öyflyr npMMeHnTbca nocne cosfla- 
HMa HeoöxoAMMbix npaeoBbix npeAnocbinoK /yin mx npaicrMHe- 
CKOM pea/iMsaitMM, o mbm floroaapMBaioiAMeca CropoHbi npoMH- 
cJ)opMMpyiOT Apyr APyra. 
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Denkschrift zum Vertrag 
I. Allgemeines 

Mit dem Übergang zur marktwirtschaftlichen Wirtschafts- 
ordnung in Mittel- und Osteuropa wachsen die wirtschaft- 
lichen Verflechtungen auch im Verhältnis zu diesen Staa- 
ten. Damit verbunden ist ein stetig zunehmender zwi- 
schenstaatlicher Warenaustausch, zu dessen Verein- 
fachung und Beschleunigung wesentliche Erleichterungen 
bei der Grenzabfertigung eingeführt worden sind bezie- 
hungsweise werden. Diese Entwicklung erfordert im Inter- 
esse der am Außenhandel Beteiligten und ihrer Staaten 
eine enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit der Zoll- 
venvaltungen. Die Bundesrepublik Deutschland und die 
ehemalige Sowjetunion, die durch die Russische Födera- 
tion fortgesetzt wird, sind Mitglieder des Rates für die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiete des Zotlwesens - Brüs- 
seler Zollrat - (vgl. BGBl. 1952 II S. 1, 19; 1953 II S. 1; 
1991 II, S. 1068) und arbeiten in diesem Rahmen bereits 
zusammen. Die Möglichkeiten der gegenseitigen Unter- 
stützung bei der Bekämpfung von Zuwiderhandlungen ge- 
gen die Zollvorschriften und der Zusammenarbeit in ande- 
ren Zollangelegenheiten auf der Grundlage der Empfeh- 
lungen des Brüsseler Zollrats sind wegen der Vielzahl der 
Mitgliedstaaten (zur Zeit 125) aber sehr eingeschränkt. 

Grundlage für die Erhebung von Zöllen und anderen Ein- 
gangs- und Ausgangsabgaben, für die Erstattungen nach 
den Marktordnungsvorschriften sowie für die Überwa- 
chung der Einhaltung der Vorschriften über die Ein-, Aus- 
und Durchfuhr von Waren bilden die Angaben des An- 
meldepflichtigen. Die Richtigkeit dieser Angaben kann im 
innerstaatlichen Bereich häufig nicht wirksam überprüft 
werden. Ohne eine enge Zusammenarbeit der Zollverwal- 
tungen wären z. B. zuverlässige Ermittlungen des Ur- 
sprungs, des Transportweges, des Wertes, der Beschaffen- 
heit von eingeführten Waren oder des Verbleibs von aus- 
geführten Waren vielfach nicht durchführbar. Dies würde in 
erster Linie internationalen Gesetzesbrechem zugute 
kommen, die als Intelligenztäter bei ihren illegalen zwi- 
schenstaatlichen Warengeschäften meist normale Ge- 
schäfts- und Verkehrswege benutzen, dabei aber die Zoll- 
verwaltungen durch Falschanmeldungen verschiedenster 
Art zu täuschen versuchen. Hierzu werden nicht selten ge- 
oder verfälschte Urkunden, Rechnungen und andere Un- 
terlagen vorgelegt oder zeit- und kostenaufwendige Trans- 
portwege über mehrere Staaten gewählt, um die tatsächli- 
che Herkunft oder den Verbleib von Waren und andere 
relevante Umstände zu verschleiern und dadurch die Auf- 
klärung des Sachverhaltes zu verhindern. Ziel der gegen- 
seitigen Unterstützung der Zollverwaltungen ist deshalb, 
die genaue Erhebung der Zölle und der sonstigen Ein- und 
Ausgangsabgaben sowie die Einhaltung der Zollvorschrif- 
ten sicherzustellen. Es soll ermöglicht werden, Zuwider- 
handlungen gegen die Zollvorschriften auch jenseits der 
Grenzen verhindern, wirksamer ermitteln und verfolgen zu 
können. Die Zusammenarbeit dient nicht nur den fiskali- 
schen Interessen, sondern zugleich den berechtigten Be- 
langen der Wirtschaft und Landwirtschaft, weil illegale Ein- 
und Ausfuhren geeignet sind, den fairen Wettbewerb zu 
beeinträchtigen. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat deshalb bereits eine 
Anzahl von vertraglichen Vereinbarungen geschlossen. 


um eine wirksame Zusammenarbeit der Zollverwaltungen 
zu ermöglichen: 

a) das Übereinkommen vom 7. September 1 967 zwischen 
Belgien, der Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, 
Italien, Luxemburg und den Niederlanden über die ge- 
genseitige Unterstützung ihrer Zollverwaltungen (BGBl. 
1969 II S. 65), dem das Königreich Dänemark, Irland, 
das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordir- 
land, Griechenland, Portugal und Spanien beigetreten 
sind, 

b) die Verträge vom 1 1 . September 1 970 und 1 2. Dezem- 
ber 1979 mit Österreich über Rechts- und Amtshiife in 
Zoll-, Verbrauchsteuer- und Monopolangelegenheiten 
(BGBl. 1971 II S. 1001; 1980 II S. 1244), 

c) die Verträge vom 18. Dezember 1972 und 31. Oktober 

1975 mit Schweden über die gegenseitige Unterstüt- 
zung in Zollangelegenheiten (BGBl. 1973 II S. 1241; 

1976 II S. 1671), 

d) den Vertrag vom 23. April 1973 mit den Vereinigten 
Staaten von Amerika über die gegenseitige Unterstüt- 
zung ihrer Zollverwaltungen (BGBl. 1975 II S. 445), 

e) den Vertrag vom 2. April 1974 mit Jugoslawien über die 
gegenseitige Unterstützung zur Verhinderung, Ermitt- 
lung und Verfolgung von Zuwiderhandlungen gegen die 
Zollvorschriften (BGBl. 1975 II S. 409), 

f) den Vertrag vom 11. Juli 1974 mit Norwegen über die 
gegenseitige Unterstützung in Zollangelegenheiten 
(BGBl. 1975 II S. 757), 

g) den Vertrag vom 16. Mai 1975 mit Finnland über die 
gegenseitige Unterstützung in Zoilangelegenheiten 
(BGBl. 1976 II S. 545), 

h) den Vertrag vom 11. Oktober 1977 mit Island über die 
gegenseitige Unterstützung in Zollangelegenheiten 
(BGBl. 1978 II S. 853), 

i) den Vertrag vom 10. September 1984 mit Kanada über 
die gegenseitige Unterstützung und die Zusammen- 
arbeit ihrer Zollverwaltungen (BGBl. 1985 II S. 826), 

j) den Vertrag vom 18. Dezember 1991 mit Ungarn über 
die gegenseitige Unterstützung der Zollverwaltungen 
(BGBl. 1993 II S. 115), 

k) den Vertrag vom 29. Juli 1992 mit Polen über die 
Zusammenarbeit und die gegenseitige Unterstützung 
der Zollverwaltungen (Ratifizierung noch nicht abge- 
schlossen). 

Nachdem bereits im Jahr 1991 erste Kontaktgespräche 
und Verhandlungen mit der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken stattgefunden hatten, wurden die Ver- 
handlungen ab April 1992 mit der Russischen Föderation 
fortgesetzt. 

Beide Seiten stimmten darin überein, daß eine enge und 
effektive Zusammenarbeit der Zollven/valtungen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Russischen Föderation 
anzustreben ist, besonders zur Bekämpfung des Rausch- 
gift- und Kemmaterialschmuggels, an der beide Staaten 
zum Schutz der öffentlichen Ordnung und der Volksge- 
sundheit ein elementares Interesse haben. Um eine aus- 
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reichende Rechtsgrundlage für die im Interesse beider 
Staaten erforderliche gegenseitige Unterstützung zu 
schaffen, war der Abschluß eines Vertrages erforderlich. 
Der Vertrag wurde am 16. Dezember 1992 in Moskau 
unterzeichnet. 

Die im Vertrag getroffenen Vereinbarungen entsprechen 
weitgehend den in den vorerwähnten Übereinkünften ge- 
troffenen Regelungen. Regelungen über die Vollstreckung 
und die Anwendung von Zwangsmaßnahmen (wie z. B. 
Durchsuchungen und Beschlagnahmen) wurden nicht für 
erforderlich gehalten. 

Bei den Vertragsverhandlungen bestand Einvernehmen 
darüber, daß der Vertrag nicht die justitielle Rechtshilfe 
umfaßt. Ferner wurde sichergestellt, daß die Zuständigkei- 
ten der Europäischen Gemeinschaften unberührt bleiben. 

II. Besonderes 

Artikel 1 

Diese Bestimmung enthält Definitionen. 

Unter Nummer 1 ist der Begriff „Zollvorschriften“ im Sinne 
des Vertrages erläutert. „Zollvorschriften“ sind danach alle 
Rechtsvorschriften über die Einfuhr, Ausfuhr und Beförde- 
rung von Waren, einschließlich Hand- und Reisegepäck 
sowie Postsendungen, über nationale Grenzen sowie alle 
sonstigen Rechtsvorschriften, die von der jeweiligen Zoll- 
verwaltung durchgesetzt oder ausgeführt werden. Dies 
sind vor allem die Rechtsvorschriften, die sich auf Zölle 
oder alle sonstigen Abgaben oder Erstattungen oder Ver- 
bote und Beschränkungen, Genehmigungen und Kontrol- 
len des grenzüberschreitenden Warenverkehrs beziehen. 
Dazu gehören auch die in der Bundesrepublik Deutsch- 
land geltenden Vorschriften über Abschöpfungen und Er- 
stattungen bei der Ein- und Ausfuhr von Erzeugnissen, für 
die gemeinsame Marktorganisationen oder Regelungen 
zur Ergänzung oder Sicherung solcher Marktorganisatio- 
nen bestehen. Ferner gehören hierher eine Vielzahl von 
Gesetzen nichtfiskalischer Art, die Verbote und Beschrän- 
kungen für die Ein-, Aus- und Durchfuhr von Waren ent- 
halten, sowie Vorschriften über strafrechtliche Verbrin- 
gungsverbote und Verbringungsverbote aus Staatsschutz- 
gründen. 

ln Nummer 2 wird festgestellt, daß Zollverwaltungen im 
Sinne des Vertrages In der Bundesrepublik Deutschland 
die Bundeszollverwaltung und in der Russischen Födera- 
tion das staatliche Zollkomitee der Russischen Föderation 
sind. 

Nach Nummer 3 ist eine „Zollzuwiderhandlung“ im Sinne 
des Vertrages jeder Verstoß oder versuchte Verstoß ge- 
gen die Zollvorschriften. 

In den Nummern 4 und 5 wird festgelegt, welche Sucht- 
stoffe und psychotropen Stoffe von dem Anwendungs- 
bereich des Vertrages erfaßt werden. 

Artikel2 

Der Anwendungsbereich des Vertrages wird in Artikel 2 
bestimmt. 

Nach Absatz 1 werden sich die Vertragsparteien gegensei- 
tig nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Vertrages 
und der jeweiligen innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
über Ihre Zollverwaltungen Unterstützung leisten. Die in- 
nerstaatliche Zuständigkeit der deutschen Zollverwaltung 
wird dadurch nicht erweitert. 


Ferner werden die Bereiche aufgeführt, in denen Im Rah- 
men dieses Vertrages Unterstützung zu leisten ist. Es ist 
dies zunächst der Bereich der Erleichterung und Beschleu- 
nigung des Warenverkehrs zwischen den beiden Staaten. 
Da dieser Bereich die Erleichterung und Beschleunigung 
der Grenzabfertigung beinhaltet, ist dabei zu berücksich- 
tigen, daß insoweit grundsätzlich die Zuständigkeit der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft gegeben ist (vgl. 
hierzu Artikel 3 Abs. 2). Aufgrund dessen werden Fragen 
der Grenzabfertigung weitgehend im Einvernehmen mit 
der Europäischen Gemeinschaft zu regeln sein. Die übri- 
gen Bereiche der Unterstützung betreffen Verfahren we- 
gen Zuwiderhandlungen gegen die Zollvorschriften, soweit 
die Zollverwaltung dafür zuständig ist, sowie Ermittlungs-, 
Festsetzungs-, Rechtsbehelfs- und Rechtsmittelverfahren 
im Zusammenhang mit der Tarifierung, Bewertung und 
anderen für die Anwendung der Zollvorschriften wesentli- 
chen Merkmalen. 

Absatz 2 stellt klar, daß die Zusammenarbeit aufgrund 
anderer Übereinkünfte und Vorschriften unberührt bleibt. 
Durch die ausdrückliche Erwähnung der justitiellen 
Rechtshilfe in Strafsachen in diesem Zusammenhang wird 
zusätzlich klargestellt, daß der Vertrag sich im wesentli- 
chen mit der Verwaltungshilfe befaßt und Zuständigkeiten 
der Justizbehörden nicht berührt werden. 

Artikel 3 

Die in Absatz 1 vorgesehene Zusammenarbeit zur Erleich- 
terung und Beschleunigung des Warenverkehrs setzt das 
gegenseitige Einvernehmen voraus. Durch den Hinweis 
auf die Zuständigkeiten der Europäischen Gemeinschaf- 
ten in Absatz 2 ist sichergestellt, daß insbesondere die 
Maßnahmen auf dem Gebiet der Vereinfachung von Zoll- 
formalitäten nicht im Widerspruch zum EG-Recht getroffen 
werden können. 

Artikel 4 

In Absatz 1 ist zusammenfassend geregelt, daß die Zoll- 
verwaltungen sich gegenseitig unaufgefordert oder auf 
Ersuchen die in den Folgeartikeln 5 bis 9 näher geregelten 
Informationen erteilen. 

Um Zuwiderhandlungen gegen die Zollvorschriften erfolg- 
reich verhindern, ermitteln und verfolgen sowie die Verwal- 
tungsabläufe so effektiv wie möglich gestalten zu können, 
sieht Absatz 2 vor, daß sich die Zollverwaltungen über 
neue Mittel und Methoden bei der Begehung von Zollzuwi- 
derhandlungen sowie über wesentliche Änderungen ihrer 
Zollvorschriften und die Anwendung von technischen Hilfs- 
mitteln unterrichten. 

Artikel 5 

An der Bekämpfung des Schmuggels und des illegalen 
Handels mit Suchtstoffen und psychotropen Stoffen be- 
steht ein besonders starkes allgemeines Interesse. Daher 
ist in den Absätzen 1 und 2 im wesentlichen vorgesehen, 
daß sich die Zollverwaltungen der Vertragsparteien auch 
unaufgefordert alle Auskünfte über Personen und Beförde- 
rungsmittel sowie über die im Zusammenhang mit dem 
Rauschgiftschmuggel gewonnenen Erfahrungen mitteilen, 
die für die Zollverwaltung der anderen Vertragspartei bei 
der Erfüllung ihrer Aufgabe von Interesse sein könnten. 

Um eine uneingeschränkte Auswertung der in diesem 
Bereich erhaltenen Auskünfte zu ermöglichen, sieht Ab- 
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Satz 3 vor, daß die erlangten Erkenntnisse an alle mit der 
Bekämpfung der Rauschgiftkriminalität sowie mit der übri- 
gen Rauschgiftproblematik befaßten Venwaltungen (z. B. 
Polizei, Gesundheitsbehörden u. a.) weitergegeben wer- 
den dürfen. Durch diese Regelung wird eine Datenüber- 
mittlung auch in den Fällen ermöglicht, in denen grund- 
sätzlich nationale Geheimhaltungsvorschriften (wie z. B. 
das Steuergeheimnis nach § 30 Abgabenordnung) beste- 
hen. Eine erfolgreiche Bekämpfung der Rauschgiftkrimina- 
lität ist nur durch ein enges Zusammenwirken aller damit 
befaßten Verwaltungen möglich. 

Die in Absatz 4 vorgesehene Durchführung von kontrollier- 
ten Lieferungen von Suchtstoffen und psychotropen Stof- 
fen wird von beiden Vertragsparteien als eine besonders 
geeignete Maßnahme zur Bekämpfung der Rauschgiftkri- 
minalität angesehen. Durch die Bezugnahme auf das In- 
nerstaatliche Recht wird sichergestellt, daß bei der Verwirk- 
lichung solcher Maßnahmen die jeweiligen nationalen 
Rechtsvorschriften Anwendung finden. Die Anwendung 
der Methode der kontrollierten Lieferung setzt jeweils eine 
Einzelentscheidung voraus. Eine entsprechende aus- 
drückliche Festlegung erfolgt in Satz 2. Darüber hinaus 
wurde auf ausdrücklichen Wunsch der Russischen Föde- 
ration in Satz 2 geregelt, daß diese Entscheidung erforder- 
lichenfalls finanzielle Absprachen, auch im Hinblick auf 
Gewinnabschöpfung, enthalten kann. 

Eine Beteiligung der Russischen Föderation an einem 
etwaigen abgeschöpften Gewinn aufgrund einer nach 
Satz 1 In der Bundesrepublik Deutschland durchgeführten 
Maßnahme Ist durch die deutsche Zollvenwaltung jedoch 
derzeit aus Rechtsgründen nicht möglich, da aufgrund der 
Justizhoheit und der föderativen Struktur die Rechte bzw. 
das Eigentum bei Anordnung des Verfalls bzw. der Einzie- 
hung gemäß den §§ 73d, 74 StGB auf die Länder über- 
gehen. Deshalb wurde in der Protokollnotiz zu dem vorlie- 
genden Vertrag festgehalten, daß vor einer Anwendung 
des Artikels 5 Abs. 4 Satz 2 zunächst die innerstaatlichen 
Rechtsvoraussetzungen geschaffen sein müssen (vgl. 
Vereinbarte Protokollnotiz zu dem Vertrag vom 16. De- 
zember 1992). Eine diesbezügliche Initiative der deut- 
schen Zollvenrt^altung ist vorgesehen. 

Nach Absatz 5 besteht die Möglichkeit, den Anwendungs- 
bereich des Vertrages auch auf die Substanzen, die zur 
Herstellung von Suchtstoffen und psychotropen Stoffen 
dienen, auszudehnen. 

Artikels 

An der Bekämpfung des Schmuggels und illegalen Han- 
dels mit bestimmten Waren (insbesondere Waffen, Muni- 
tion, Sprengstoffe und -Vorrichtungen, besonders wertvolle 
Kunstgegenstände und Antiquitäten, Giftstoffe, umweltbe- 
lastende Stoffe, hochsteuerbare Waren, wie z. B. Tabak- 
und Alkoholerzeugnisse, sowie nach entsprechender Ab- 
stimmung auch Waren von erheblicher Bedeutung, die 
außertarlfären Beschränkungen, wie z. B. Verboten und 
Beschränkungen, unterliegen) besteht abgesehen von 
dem Rauschgiftschmuggel (vgl. hierzu Artikel 5) ebenfalls 
ein besonders starkes allgemeines Interesse. Daher ist für 
diesen Bereich auch unter Berücksichtigung des Artikels 19 
Abs. 2 des Vertrages vom 9. November 1 990 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Union der Sozia- 
listischen Sowjetrepubliken über die gute Nachbarschaft, 
Partnerschaft und Zusammenarbeit (BGBi. 1991 II S. 702), 
der im Verhältnis zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 


land und der Russischen Föderation fortgilt, vorgesehen, 
daß sich die Zollverwaltungen der Vertragsparteien bezüg- 
lich solcher Waren auch unaufgefordert alle Auskünfte 
über festgestellte oder geplante Handlungen mitteilen, die 
gegen die Zollvorschriften der anderen Vertragspartei ver- 
stoßen oder verstoßen können und für die Zollverwaltung 
der anderen Vertragspartei bei der Durchführung Ihrer 
Aufgaben von Interesse sein könnten. 

Artikel 7 

Um die Einhaltung der Zollvorschriften insgesamt sicher- 
zustellen und um Zuwiderhandlungen gegen die Zollvor- 
schriften soweit wie möglich ermitteln, verhindern und 
verfolgen zu können, erteilen sich die Zollverwaltungen 
nach Absatz 1 unter Beifügung der in Betracht kommen- 
den Unterlagen alle sachdienlichen Auskünfte. 

Absatz 2 regelt die Erteilung von Bescheinigungen. Bei der 
Ausfuhr von Waren werden häufig Erstattungen oder Ver- 
günstigungen unter bestimmten Auflagen gewährt (z. B. 
Erstattungen bei der Ausfuhr von Marktordnungswaren 
in vorgeschriebene Länder, Verbleib von ausfuhrgeneh- 
migungspflichtigen hochtechnologischen Erzeugnissen). 
Zweifel, ob solche Waren tatsächlich im anderen Vertrags- 
staat eingeführt worden und auch verblieben sind, können 
dadurch beseitigt werden, daß die ordnungsgemäße Ein- 
fuhr auf Ersuchen bestätigt wird. Der letzte Satz stellt klar, 
daß die Bescheinigung auch dann erteilt wird, wenn die 
Ware nicht Im anderen Vertragsstaat verblieben Ist (z. B. 
Durchfuhr). 

Gemäß Absatz 3 unterrichten sich die Zollverwaltungen 
außerdem auf Ersuchen darüber, ob die zur Zollabferti- 
gung vorgelegten Belege (z. B. Ursprungszeugnisse) 
der anderen Vertragspartei echt und inhaltlich zutreffend 
sind. 


Artikel 8 

Bescheide und Entscheidungen der Zollven^/altungen wer- 
den zur Zeit in der Regel auf dem diplomatischen Weg im 
anderen Vertragsstaat zugestellt. Artikel 8 soll eine ein- 
fachere Möglichkeit der Bekanntgabe oder Zustellung 
durch Anwendung des unmittelbaren Geschäftsweges 
zwischen den Zollvenvaltungen der Vertragsparteien 
eröffnen. 

Da in der Russischen Föderation das Innenministerium für 
die Zustellung oder Bekanntgabe von Bescheiden und 
Entscheidungen zuständig Ist, findet Artikel 8 erst nach 
Schaffung und Bekanntgabe der Innerstaatlichen Rechts- 
voraussetzungen durch die Russische Föderation Anwen- 
dung (vgl. Vereinbarte Protokollnotiz zu dem Vertrag vom 
16. Dezember 1992). Bis zu diesem Zeitpunkt erfolgt die 
Zustellung und Bekanntgabe von Bescheiden und Ent- 
scheidungen der Zollvenvaltung im anderen Vertragsstaat 
weiterhin auf dem diplomatischen Weg. 

Artikel 9 

Artikel 9 bestimmt, daß die Zollvenwaltung einer Vertrags- 
partei auf Ersuchen der Zollven/valtung der anderen Ver- 
tragspartei Im Rahmen ihrer Zuständigkeit im Zusammen- 
hang mit Zuwiderhandlungen gegen die Zollvorschriften 
(vgl. Artikel 2 Abs. 1 Buchstabe c) und der Sicherstellung 
der zutreffenden Festsetzung von Abgaben und Vergünsti- 
gungen (vgl. Artikel 2 Abs. 1 Buchstabe b) Überprüfungen, 
Feststellungen und Ermittlungen durchführt und das Er- 
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gebnis nach Maßgabe des Artikels 7 Abs. 1 der ersuchen- 
den Zollvenft^altung mitteilt. 

Artikel 10 

Ersuchen nach diesem Vertrag sind - wie in Absatz 1 
ausgeführt - schriftlich unter Beifügung der zu ihrer Durch- 
führung erforderlichen Schriftstücke zu stellen. 

Damit sich die ersuchte Zollverwaltung vergewissern kann, 
ob ein Ersuchen in den Anwendungsbereich des Vertrages 
fällt, ist in Absatz 2 geregelt, welche Angaben ein Ersu- 
chen zu enthalten hat. 

Artikel 11 

Hier sind Geschäftsweg und Zuständigkeit geregelt. Der 
Schriftverkehr findet danach unmittelbar zwischen den 
Zollvenrt^altungen (vgl. Artikel 1 Nr. 2) statt. Die Übermitt- 
lung von Ersuchen und die Übersendung von Erledigungs- 
stücken auf dem diplomatischen Weg werden dadurch 
nicht ausgeschlossen. 

Artikel 12 

Nach Absatz 1 dieser Bestimmung ist bei Durchführung 
der Unterstützungsmaßnahmen und der Erledigung der 
Ersuchen das Recht der ersuchten Vertragspartei anzu- 
wenden. Damit werden insbesondere auch die Bestim- 
mungen über das Steuergeheimnis, das Außenwirt- 
schaftsrecht und das Amtsgeheimnis, abgesehen von Arti- 
kel 5 Absatz 3, für anwendbar erklärt. Es wird klargestellt, 
daß zur Erledigung von Ersuchen es auch zulässig ist, 
Kopien von Schriftstücken und sonstigen Unterlagen an 
die ersuchende Zollverwaltung herauszugeben. Die er- 
suchte Zollverwaltung hat alle zur Durchführung der Ersu- 
chen erforderlichen behördlichen Maßnahmen herbeizu- 
führen. Zwangsmaßnahmen wie Beschlagnahmen und 
Durchsuchungen sind jedoch nicht anwendbar. 

Absatz 2 sieht vor, daß im Falle der Verweigerung der 
Unterstützung wegen bestimmter Hinderungsgründe et- 
waige für das Verfahren der ersuchenden Zollvenvaltung 
förderliche Erkenntnisse, die nicht aus den in Artikel 15 
Abs. 1 genannten Gründen zurückgehalten werden müs- 
sen, mitzuteilen sind. 

Artikel 13 

Hier wird klargestellt, daß die aufgrund dieses Vertrages 
erhaltenen Auskünfte und Unterlagen als Beweismittel 
venwertet werden dürfen. Ihr Beweiswert und ihre Venven- 


dung vor Gericht (z. B. Verlesbarkeit in der Hauptverhand- 
lung) richtet sich nach dem innerstaatlichen Recht. 

Artikel 14 

Artikel 14 enthält in Verbindung mit der Anlage zum Ver- 
trag umfassende Bestimmungen zum Schutz von perso- 
nenbezogenen Daten, die nach diesem Vertrag übermittelt 
werden. Die Bestimmungen gewährleisten Insgesamt ein 
hohes Schutzniveau. 

Artikel 15 

Absatz 1 bestimmt, aus welchen Gründen und unter wel- 
chen Voraussetzungen eine Unterstützung ganz oder teil- 
weise versagt oder von der Erfüllung bestimmter Bedin- 
gungen abhängig gemacht werden kann. 

Absatz 2 sieht die Möglichkeit einer Unterstützung auch für 
die Fälle vor, bei denen es an der Gegenseitigkeit man- 
gelt. 

Artikel 16 

Aus Gründen der Venvaltungsvereinfachung wird weitge- 
hend auf Kostenerstattung zwischen den Vertragsparteien 
verzichtet. Ausgenommen von dieser Regelung sind Ent- 
schädigungen für Zeugen, Sachverständige sowie für frei- 
berufliche Dolmetscher und Übersetzer. 

Artikel 17 

Nach Absatz 1 erlassen die Zollverwaltungen der Vertrags- 
parteien die Durchführungsbestimmungen zur Anwendung 
des Vertrages nach vorheriger gegenseitiger Abstim- 
mung. 

Absatz 2 sieht vor, daß Vertreter der Zollverwaltungen im 
Bedarfsfall Fragen erörtern, die sich bei der Auslegung 
und Anwendung des Vertrages ergeben. Die Lösung von 
Meinungsverschiedenheiten auf diplomatischem Weg wird 
dadurch nicht ausgeschlossen. 

Artikel 18 

Artikel 18 regelt den räumlichen Geltungsbereich des Ver- 
trages. 

Artikel 19 

Dieser Artikel enthält die üblichen Schlußbestimmungen 
über Ratifikation, Inkrafttreten und Kündigung des Vertra- 
ges. 
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